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Novelle Telearbeitsgesetz - Weiterentwicklung von Homeoffice zu ortsunge-

bundener Telearbeit, Begutachtung 

Sehr geehrte Damen und Herren! 

Das Bundesministerium für Arbeit und Wirtschaft übermittelt den Entwurf eines Bundes-

gesetzes, mit dem das Arbeitsvertragsrechts-Anpassungsgesetz, das Arbeitsverfassungsge-

setz, das Arbeitsinspektionsgesetzes 1993, das Dienstnehmerhaftpflichtgesetz, das Allge-

meine Sozialversicherungsgesetz, das Beamten-Kranken- und Unfallversicherungsgesetz, 

das Notarversorgungsgesetz, das Einkommensteuergesetz 1988, das Heimarbeitsgesetz 

und das Landarbeitsgesetz 2021 geändert werden und ersucht dazu bis 

21. Mai 2024 

Stellung zu nehmen. Es wird ersucht, die Stellungnahme per E-Mail an die Adresse 

ii9@bmaw.gv.at zu übersenden. 

Sollte bis zu diesem Zeitpunkt keine Stellungnahme einlangen, wird angenommen, dass 

gegen den übermittelten Entwurf keine Bedenken bestehen. 

Es wird ersucht, die schriftlichen Stellungnahmen auch dem Präsidium des Nationalrates 

in elektronischer Form über die Internetseite Das Begutachtungsverfahren | Parlament 

Österreich (https://www.parlament.gv.at/PERK/BET/VPBEST/#AbgabeStellungnahme) zur 
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Verfügung zu stellen; befasste Bundesministerien werden gebeten, dafür die ELAK-Schnitt-

stelle zu nutzen. 

Die Aussendung dient gleichzeitig als Übermittlung im Sinne des Art. 1 der Vereinbarung 

zwischen dem Bund, den Ländern und den Gemeinden über einen Konsultationsmechanis-

mus und einen künftigen Stabilitätspakt der Gebietskörperschaften. 

Wien, 6. Mai 2024 

Für den Bundesminister: 

Mag.a Dr.in iur. Anna Ritzberger-Moser 

 

Beilage/n: 

Beilagen 
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